
Allgemeinverfügung zur Aufhebung der Sperrzone
zum Schutz gegen die Blauzungenkrankheit

Da gemäß Art. 1 Nr. 2 Buchst. A der Durchführungsverordnung
(EU) 2021/1008 seit dem 21. Juni 2021 das Bundesland Bayern
nicht mehr als Sperrgebiets eingestuft ist, erlässt die Stadt Ingol-
stadt als untere Behörde für Veterinärwesen folgende

Allgemeinverfügung:
1. Die Allgemeinverfügung vom 17.05.2019 wird aufgehoben.

2. Die Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröffentli-
chung als bekannt gegeben.

3. Für diese Allgemeinverfügung werden keine Kosten erho-
ben.

Gründe:
I.

Die Blauzungenkrankheit (BT) ist eine Viruserkrankung, an der
in der Regel Schafe und auch Rinder ernsthaft erkranken. Für
den Menschen ist die Krankheit ungefährlich. Die Einrichtung
einer BT-Restriktionszone in Bayern basierte auf einem BT-Aus-
bruch in Baden-Württemberg aus dem Januar 2019. Sie wurde
infolge weiterer Fälle im Januar und Februar 2019 in Rhein-
land-Pfalz und Baden-Württemberg sukzessive vergrößert.
Während des aktuellen BT-Geschehens ist in Bayern jedoch bis-
lang kein Fall der Blauzungenkrankheit nachgewiesen worden.
Mit Zustimmung der EU-Kommision ist das Bundesland Bayern
seit dem 21. Juni 2021 daher nicht mehr als Sperrgebiet einge-
stuft.

II.
Die Stadt Ingolstadt ist für den Erlass dieser Allgemeinverfü-
gung sachlich und örtlich zuständig gemäß Art. 3 Abs. 2 des Ge-
setzes über den öffentlichen Gesundheits- und Veterinärdienst,
die Ernährung und den Verbraucherschutz sowie die Lebensmit-
telüberwachung (GDVG) und Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 des Bayerischen
Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG).

Am 20.02.2019 hat das Landratsamt Rems-Murr-Kreis den Aus-
bruch der Blauzungenkrankheit – Serotyp 8 (Bluetongue-disea-
se-Virus – BTV-8) in einem Betrieb in Berglen im Rems-Murr-
Kreis durch virologische Untersuchung (Virus-/Antigen-/Genom-
nachweis) / serologische Untersuchung (Antikörpernachweis)
amtlich festgestellt.

Die Einrichtung von BT-Restriktionszonen ist europarechtlich
vorgegeben und erfolgte in Abstimmung zwischen dem Bun-
desministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) und
allen Ländern. Das Tierseuchenrecht sieht vor, dass um betroffe-
ne Betriebe eine Restriktionszone von 150 Kilometern einge-
richtet wird. Die genaue Abgrenzung in Bayern erfolgte durch
die Kreisverwaltungsbehörden vor Ort durch Allgemeinverfü-
gungen.

Eine Aufhebung der BT-Restriktionszone durch die zuständigen
Kreisverwaltungsbehörden ist nach geltendem EU-Recht frühe-
stens zwei Jahre nach dem letzten BT-Fall möglich. Die EU-Kom-
mission muss der Aufhebung zustimmen. Diese Zustimmung er-
folgte nun. Gemäß Art. 1 Nr. 2 Buchst. A der Durchführungsver-
ordnung (EU) 2021/1008 ist das Bundesland Bayern seit dem 21.
Juni 2021 nicht mehr als Sperrgebiets eingestuft.

Nach Art. 41 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 BayVwVfG gilt ein schrift-
licher Verwaltungsakt bei öffentlicher Bekanntmachung zwei
Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt
gegeben. In einer Allgemeinverfügung kann nach Art. 41 Abs. 4
Satz 4 BayVwVfG ein hiervon abweichender Tag, jedoch frühe-
stens der auf die Bekanntmachung folgende Tag bestimmt wer-
den. Von dieser Vorschrift wird Gebrauch gemacht, sodass diese
Allgemeinverfügung einen Tag nach ihrer Bekanntmachung als
bekannt gegeben gilt.

Die Kostenentscheidung beruht auf Art. 13 des Bayerischen
Tiergesundheit-Ausführungsgesetzes.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats
nach seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwal-
tungsgericht München erhoben werden. Dafür stehen folgende
Möglichkeiten zur Verfügung:

a) Die Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift des Ur-
kundsbeamten bei der Geschäftsstelle erhoben werden. Die
Anschriften lauten:
Bayerisches Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München,

b) Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht
München auch durch Übermittlung eines elektronischen Do-
kuments mit qualifizierter Signatur an das elektronische Ge-
richts- und Verwaltungspostfach – www.egvp.de - erhoben
werden. Dabei sind die der Internetpräsenz der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit zu entnehmenden Bedingungen zu beach-
ten: http://www.vgh.bayern.de/verwaltungsgerichtsbarkeit/
rechtsantragsstelle/.

Die Klage muss den Kläger, die Beklagte (Stadt Ingolstadt) und
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochte-
ne Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden.
Wenn die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erhoben wird,
sollen dieser und allen Schriftsätzen Abschriften für die übrigen
Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

- Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher Mail ist nicht
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nä-
here Informationen zur elektronischen Einlegung von
Rechtsbehelfen können der Internetpräsenz der Bayerischen
Verwaltungsgerichtsbarkeit entnommen werden
(www.vgh.bayern.de)
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- Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu ent-
richten.

Ingolstadt, 24.06.2021
gez.
Isfried Fischer
Referent Soziales, Jugend und Gesundheit

Allgemeinverfügung zur Nutzung von tierischen
Nebenprodukten der Kategorie 3 für Schulen

Vollzug der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 21.10.2009 mit Hygienevor-
schriften für nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte tie-
rische Nebenprodukte (ABI. L 300 S. 1; ber. 2014 ABI. L 348 S.
31); Vollzug des Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgeset-
zes (TierNebG) vom 25.01.2004 (BGBI. S. 82)
Die Stadt Ingolstadt erlässt folgende

Allgemeinverfügung
Für das Gebiet der Stadt Ingolstadt wird die Nutzung von tieri-
schen Nebenprodukten der Kategorie 3 für Schulen unter nach-
folgenden Auflagen und Bedingungen zugelassen:
1. Der Einsatz der Materialien ist lediglich zu Bildungszwecken

an Schulen vorbehalten.
2. Die nachfolgende Verwendung der tierischen Nebenproduk-

te oder ihrer Folgeprodukte zu anderen Zwecken sind verbo-
ten.

3. Die tierischen Nebenprodukte oder Folgeprodukte sind si-
cher zu beseitigen (auslaufsicher und umhüllt über den Rest-
müll zur Müllverbrennung) oder gegebenenfalls an ihren Ur-
sprungsort zurückzusenden.

4. Grundlegende Hygienemaßnahmen sind einzuhalten (Tra-
gen von Handschuhen, anschließende Reinigung und Desin-
fektion von Arbeitsplätzen und Instrumenten, Kühlung,
usw.)

5. Wenn zu Demonstrationszwecken Organmodelle statt tieri-
scher Nebenprodukte verwendet werden können, um an-
schaulich über Aufbau und Funktion von Organen zu infor-
mieren, sind diese auch aus hygienischen Gründen den leicht
verderblichen tierischen Nebenprodukten vorzuziehen.

6. Die Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröffentli-
chung als bekannt gegeben.

7. Für diese Allgemeinverfügung werden keine Kosten erho-
ben.

Gründe:
I.

Der Allgemeinverfügung der Stadt Ingolstadt liegt folgender
Sachverhalt zu Grunde:
Das Bayrische Staatsministerium für Bildung und Kultus, Wissen-
schaft und Kunst bat das Bayrische Staatsministerium für Um-
welt und Verbraucherschutz um Entbürokratisierung des auf-
wendigen Genehmigungsverfahrens zum Einsatz tierischer Ma-
terialien zu Unterrichtszwecken an Schulen.
Eine bayernweite pauschale Genehmigung durch das Bayrische
Staatsministerium für Umwelt und Gesundheit ist gesetzlich
nicht möglich. Die Kreisverwaltungsbehörde als zuständige Be-
hörde für die Nutzung von tierischen Nebenprodukten der Ka-
tegorie 3 ist jedoch befugt die Genehmigung zu Bildungszwek-
ken durch eine Allgemeinverfügung zuzulassen.

II.
Die Stadt Ingolstadt ist für den Erlass dieser Allgemeinverfü-
gung sachlich und örtlich zuständig gemäß § 2 TierNebG, Art. 2
Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des Tierische
Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes (AGTierNebG) vom
11.08.1978 (BayRS 7831-4-U), zuletzt geändert durch das Gesetz
vom 22.05.2005 (GVBI. S. 158), §2 Abs. 2 der Verordnung über
Zuständigkeiten zum Vollzug des Rechts der Beseitigung tieri-
scher Nebenprodukte (ZustVtierNebG) vom 30.06.2008 (BayRS
7831-4-1-U, GVBI. S. 412) und Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 des Bayerischen
Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG).
Nach Art. 17 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1069/2009 kann die zuständige
Behörde abweichend von den Artikeln 12, 13 und 14 die Ver-
wendung tierischer Nebenprodukte und ihrer Folgeprodukte
u.a. zu Bildungs- und Forschungszwecken unter Bedingungen
zulassen, die die Kontrolle der Gefahren für die Gesundheit von
Menschen und Tieren gewährleisten.
Gemäß Art. 20 Nr. 4 Buchstabe b VO (EG) Nr. 142/2011 kann die
zuständige Behörde Unternehmer, die für die Forschung und
Diagnose bestimmte Proben zu Bildungszwecken handhaben,
von der Informationspflicht des Art. 23 Abs. 1 Buchstabe a der
Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 im Hin-blick auf die Registrie-
rung freistellen.
Um tierische Nebenprodukte handelt es sich auch, wenn Le-
bensmittel erworben werden mit dem Ziel, diese zu Bildungs-
zwecken zu handhaben, d.h. sie unwiderruflich von der Lebens-
mittelkette auszuschließen (Art. 2 Abs. 1 Buchstabe b VO (EG)
Nr. 1069/2009).
Sowohl das Zulassen nach Art. 17 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1069/2009
als auch die Freistellung nach Art. 20 Nr. 4 VO (EG) Nr. 142/2011
kann mittels Allgemeinverfügung erfolgen.
Nach Art. 41 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 BayVwVfG gilt ein schrift-
licher Verwaltungsakt bei öffentlicher Bekanntmachung zwei
Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt
gegeben. In einer Allgemeinverfügung kann nach Art. 41 Abs. 4
Satz 4 BayVwVfG ein hiervon abweichender Tag, jedoch frühe-
stens der auf die Bekanntmachung folgende Tag bestimmt wer-
den. Von dieser Vorschrift wird Gebrauch gemacht, sodass diese
Allgemeinverfügung einen Tag nach ihrer Bekanntmachung als
bekannt gegeben gilt.
Die Kostenentscheidung beruht auf Art. 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
Bayrisches Kostengesetz.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats
nach seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwal-
tungsgericht München erhoben werden. Dafür stehen folgende
Möglichkeiten zur Verfügung:

a) Die Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift des Ur-
kundsbeamten bei der Geschäftsstelle erhoben werden. Die
Anschriften lauten:
Bayerisches Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München,

b) Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht
München auch durch Übermittlung eines elektronischen Do-
kuments mit qualifizierter Signatur an das elektronische Ge-
richts- und Verwaltungspostfach – www.egvp.de - erhoben
werden. Dabei sind die der Internetpräsenz der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit zu entnehmenden Bedingungen zu beach-
ten: http://www.vgh.bayern.de/verwaltungsgerichtsbarkeit/
rechtsantragsstelle/.

Die Klage muss den Kläger, die Beklagte (Stadt Ingolstadt) und
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochte-
ne Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden.
Wenn die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erhoben wird,
sollen dieser und allen Schriftsätzen Abschriften für die übrigen
Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

- Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher Mail ist nicht
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nä-
here Informationen zur elektronischen Einlegung von
Rechtsbehelfen können der Internetpräsenz der Bayerischen
Verwaltungsgerichtsbarkeit entnommen werden
(www.vgh.bayern.de)

- Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu ent-
richten.

Stadt Ingolstadt
Ingolstadt, 24.06.2021

gez.

Isfried Fischer
Referent Soziales, Jugend und Gesundheit

Vollzug der Wassergesetze;
Einleiten von Niederschlagswasser aus dem Baugebiet
Nr. 509 „Etting-Steinbuckl“ sowie aus den Rückhalte-

becken des bestehenden Baugebietes „Am Wettstetter
Weg“ in den Güßgraben

- Erörterungstermin -
Die Antragsunterlagen für dieses Vorhaben haben in der Zeit
vom 15.02.2021 bis 15.03.2021 bei der Stadt Ingolstadt (Umwelt-
amt) zur allgemeinen Einsichtnahme ausgelegen.

Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden,
konnte bis einschließlich 29.03.2021 Einwendungen gegen das
Vorhaben erheben.

Der Erörterungstermin wird auf Freitag 09.07.2021, 10.00 Uhr
festgesetzt.

Der Erörterungstermin findet im Umweltamt der Stadt Ingol-
stadt, Rathausplatz 9, 2. Stock, Besprechungsraum Nr. 209 statt.

Es wird darauf hingewiesen, dass bei Ausbleiben eines Beteilig-
ten in dem Erörterungstermin auch ohne ihn verhandelt wer-
den kann.

Aufgrund der aktuellen Lage ist eine Teilnahme an dem Erörte-
rungstermin nur nach vorheriger Anmeldung unter den Tel.-
Nrn. (0841) 305-2561, (0841) 305-2562 oder (0841) 305-2542
möglich.

Birgit Müller
Leiterin des Umweltamtes

Nr. 26 Mittwoch, 30.06.2021

INHALT

Gesundheitsamt
- Vollzug des Tierseuchenrechts (Blauzungenkrankheit)

- Vollzug des Tierische Nebenprodukte-Beseitigungs-
gesetzes

Umweltamt
Vollzug der Wassergesetze

Bauordnungsamt
Baugenehmigungen

Schulverwaltungsamt
Ausschreibung im Offenen Verfahren

Amt für Gebäudemanagement
Ausschreibung im Offenen Verfahren

Ing. Kommunalbauten GmbH & Co.KG
Ausschreibung im Offenen Verfahren

Ing. Kommunalbetriebe AÖR
Ausschreibungen im Offenen Verfahren



Baugenehmigung der Stadt Ingolstadt vom 24.06.2021
(Az.:00922-21-122)
Vorhaben/Betreff:

Neubau eines Freisitzes mit Technikraum
für Poolanlage

Grundstück: Ingolstadt, Haunwöhrer Straße 44

Gemarkung: Ingolstadt

Flur-Nr.: 5411/2

Die Stadt Ingolstadt erteilte zu o.a. Vorhaben eine Genehmi-
gung (Bescheid vom 24.06.2021). Geplant ist der Neubau eines
Freisitzes mit Technikraum für Poolanlage.

Als Baugenehmigungsbehörde weist die Stadt Ingolstadt alle
benachbarten Grundstückseigentümer der o.a. Baumaßnahme
darauf hin, dass die o.a. genehmigten Planunterlagen beim
Bauordnungsamt der Stadt Ingolstadt, Spitalstr. 3, 1. Stock, Zim-
mer Nr. 101/102 (Tel.: 305-2222) zu den üblichen Geschäftsstun-
den eingesehen werden können. Rechtsgrundlage für diese
Veröffentlichung ist Art. 66 Abs. 2 Satz 4 der Bayerischen Bau-
ordnung (BayBO).

Aufgrund des aktuell eingeschränkten Parteiverkehrs, wenden
Sie sich bitte für das Einsehen der Eingabepläne per E-Mail an
bauordnungsamt@ingolstadt.de.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach sei-
ner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsge-
richt München erhoben werden. Dafür stehen folgende Mög-
lichkeiten zur Verfügung:

a) Die Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift des Ur-
kundsbeamten bei der Geschäftsstelle erhoben werden. Die
Anschriften lauten:
Bayerisches Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München,

b) Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht
München auch durch Übermittlung eines elektronischen Do-
kuments mit qualifizierter Signatur an das elektronische Ge-
richts- und Verwaltungspostfach – www.egvp.de - erhoben
werden. Dabei sind die der Internetpräsenz der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit zu entnehmenden Bedingungen zu beach-
ten: http://www.vgh.bayern.de/verwaltungsgerichtsbarkeit/
rechtsantragsstelle/.

Die Klage muss den Kläger, die Beklagte (Stadt Ingolstadt) und
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochte-
ne Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden.
Wenn die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erhoben wird,
sollen dieser und allen Schriftsätzen Abschriften für die übrigen
Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

- Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher Mail ist nicht
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nä-
here Informationen zur elektronischen Einlegung von
Rechtsbehelfen können der Internetpräsenz der Bayerischen
Verwaltungsgerichtsbarkeit entnommen werden
(www.vgh.bayern.de)

- Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu ent-
richten.

Baugenehmigung der Stadt Ingolstadt vom 24.06.2021
(Az.:01058-21-111)
Vorhaben/Betreff:

Errichtung einer Werbeanlage „Immobilien Buchenau“
(Leuchtbuchstaben + Schaufensterbeklebung)

Grundstück: Ingolstadt, Sauerstraße 3

Gemarkung: Ingolstadt

Flur-Nr.: 424

Die Stadt Ingolstadt erteilte zu o.a. Vorhaben eine Genehmi-
gung (Bescheid vom 24.06.2021). Geplant ist die Errichtung ei-
ner Werbeanlage „Immobilien Buchenau“ (Leuchtbuchstaben +
Schaufensterbeklebung).

Als Baugenehmigungsbehörde weist die Stadt Ingolstadt alle
benachbarten Grundstückseigentümer der o.a. Baumaßnahme
darauf hin, dass die o.a. genehmigten Planunterlagen beim
Bauordnungsamt der Stadt Ingolstadt, Spitalstr. 3, 1. Stock, Zim-
mer Nr. 101/102 (Tel.: 305-2222) zu den üblichen Geschäftsstun-
den eingesehen werden können. Rechtsgrundlage für diese
Veröffentlichung ist Art. 66 Abs. 2 Satz 4 der Bayerischen Bau-
ordnung (BayBO).
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Aufgrund des aktuell eingeschränkten Parteiverkehrs, wenden
Sie sich bitte für das Einsehen der Eingabepläne per E-Mail an
bauordnungsamt@ingolstadt.de.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach sei-
ner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsge-
richt München erhoben werden. Dafür stehen folgende Mög-
lichkeiten zur Verfügung:
a) Die Klage kann schriftlich oder zur Nie-

derschrift des Urkundsbeamten bei der Geschäftsstelle erho-
ben werden. Die Anschriften lauten:
Bayerisches Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München,

b) Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht
München auch durch Übermittlung eines elektronischen Do-
kuments mit qualifizierter Signatur an das elektronische Ge-
richts- und Verwaltungspostfach – www.egvp.de - erhoben
werden. Dabei sind die der Internetpräsenz der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit zu entnehmenden Bedingungen zu beach-
ten: http://www.vgh.bayern.de/verwaltungsgerichtsbarkeit/
rechtsantragsstelle/.

Die Klage muss den Kläger, die Beklagte (Stadt Ingolstadt) und
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochte-
ne Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden.
Wenn die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erhoben wird,
sollen dieser und allen Schriftsätzen Abschriften für die übrigen
Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
- Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher Mail ist nicht

zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nä-
here Informationen zur elektronischen Einlegung von
Rechtsbehelfen können der Internetpräsenz der Bayerischen
Verwaltungsgerichtsbarkeit entnommen werden
(www.vgh.bayern.de)

- Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu ent-
richten.

Baugenehmigung der Stadt Ingolstadt vom 23.06.2021
(Az.:01291-21-121)
Vorhaben/Betreff:

Errichtung einer Einfriedung
hier: Isolierte Befreiung von den Festsetzungen

des Bebauungsplanes
Grundstück: Ingolstadt, Bei der Hollerstaude 16
Gemarkung: Ingolstadt
Flur-Nr.: 2043/133
Die Stadt Ingolstadt erteilte zu o.a. Vorhaben eine Genehmi-
gung (Bescheid vom 23.06.2021). Geplant ist die Errichtung ei-
ner Einfriedung; hier: Isolierte Befreiung von den Festsetzungen
des Bebauungsplanes.
Als Baugenehmigungsbehörde weist die Stadt Ingolstadt alle
benachbarten Grundstückseigentümer der o.a. Baumaßnahme
darauf hin, dass die o.a. genehmigten Planunterlagen beim
Bauordnungsamt der Stadt Ingolstadt, Spitalstr. 3, 1. Stock, Zim-
mer Nr. 101/102 (Tel.: 305-2222) zu den üblichen Geschäftsstun-
den eingesehen werden können. Rechtsgrundlage für diese
Veröffentlichung ist Art. 66 Abs. 2 Satz 4 der Bayerischen Bau-
ordnung (BayBO).
Aufgrund des aktuell eingeschränkten Parteiverkehrs, wenden
Sie sich bitte für das Einsehen der Eingabepläne per E-Mail an
bauordnungsamt@ingolstadt.de.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach sei-
ner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsge-
richt München erhoben werden. Dafür stehen folgende Mög-
lichkeiten zur Verfügung:
a) Die Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift des Ur-

kundsbeamten bei der Geschäftsstelle erhoben werden. Die
Anschriften lauten:
Bayerisches Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München,

b) Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht
München auch durch Übermittlung eines elektronischen Do-
kuments mit qualifizierter Signatur an das elektronische Ge-
richts- und Verwaltungspostfach – www.egvp.de - erhoben
werden. Dabei sind die der Internetpräsenz der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit zu entnehmenden Bedingungen zu beach-
ten: http://www.vgh.bayern.de/verwaltungsgerichtsbarkeit/
rechtsantragsstelle/.

Die Klage muss den Kläger, die Beklagte (Stadt Ingolstadt) und
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochte-
ne Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden.
Wenn die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erhoben wird,
sollen dieser und allen Schriftsätzen Abschriften für die übrigen
Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

- Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher Mail ist nicht
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nä-
here Informationen zur elektronischen Einlegung von
Rechtsbehelfen können der Internetpräsenz der Bayerischen
Verwaltungsgerichtsbarkeit entnommen werden
(www.vgh.bayern.de)

- Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu ent-
richten.

Ausschreibung im Offenen Verfahren
Die Stadt Ingolstadt, Amt für Gebäudemanagement, beabsich-
tigt folgende Leistung nach VgV im Offenen Verfahren (EU) zu
vergeben:
Gebäudereinigung:
- Verwaltungsgebäude Landratsamt, Auf der Schanz 39,
Nr. 664-0006-2021-F-IN
Einreichungstermin: 28.07.2021 um 13:45 Uhr, Ausführungsort:
Ingolstadt
- Bezirkssportanlage Süd-Ost BSA SO, ESV und Paul-Wegmann-
Halle,
Nr. 664-0009-2021-F-IN
Einreichungstermin: 28.07.2021 um 14:15 Uhr, Ausführungsort:
Ingolstadt

Abwicklung der Ausschreibung über das Baureferat, Spitalstr. 3,
85049 Ingolstadt
Tel. (0841) 305-2450, E-Mail: vergabe@ingolstadt.de
Auskünfte zur Ausschreibung über die Vergabeplattform
www.vergabe.bayern.de

Ausschreibung im Offenen Verfahren
Die Stadt Ingolstadt, Schulverwaltungsamt, beabsichtigt folgen-
de Leistung nach VGV im Offenen Verfahren zu vergeben:

Rahmenvereinbarung zur Lieferung von Notebooks und
Beamer für Schulen, Vergabe-Nr. 440-0007-2021-L-IN

Einreichungstermin: 02.08.2021 um 12:00 Uhr, Ausführungsort:
Ingolstadt
Abwicklung der Ausschreibung über das Baureferat, Spitalstr. 3,
85049 Ingolstadt
Tel. (0841) 305-2446, Fax (0841) 305-2447, E-Mail: vergabe@in-
golstadt.de
Auskünfte zur Ausschreibung über die Vergabeplattform
www.vergabe.bayern.de

Ausschreibung im Offenen Verfahren
Die Ingolstädter Kommunalbauten GmbH & Co.KG beabsichtigt
folgende Leistung nach VgV im Offenen Verfahren (EU) zu ver-
geben:

Neubau Digitales Gründerzentrum (DGZ) – innenliegender
Sonnenschutz, Nr. KOB-0008-2021-B-IN

Einreichungstermin: 29.07.2021 um 10:45 Uhr
Ausführungsort: Ingolstadt. Abwicklung der Ausschreibung
über das Baureferat, Spitalstr. 3, 85049 Ingolstadt, Tel. (0841)
305-2450, E-Mail: vergabe@ingolstadt.de. Auskünfte zur Aus-
schreibung über die Vergabeplattform www.vergabe.bay-
ern.de

Ausschreibungen im Offenen Verfahren
Die Ingolstädter Kommunalbetriebe AöR, Hindemithstraße 30,
85057 Ingolstadt, Tel. (0841) 305-37 01, vergabe@in-kb.de,
schreiben folgende Leistungen nach VgV aus:

– Bücherbus, RFL-2430-2021 (11:00 Uhr),
– LKW-Straßenkehrmaschine mit alternativem Antrieb,

RFL-2600-2021 (11:15 Uhr)
Einreichungstermin: 27.07.2021, Zeiten siehe oben, Ausfüh-
rungsort: Ingolstadt

Papiertüten für Biomüll, Nr. AMV-01-2021
Einreichungstermin: 27.07.2021 um 11:30 Uhr, Ausführungsort:
Ingolstadt
Auskünfte zur Ausschreibung über die Vergabeplattform
www.vergabe.bayern.de
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